Formulierungsvorschlag Hofübergabevertrag

Beurkundet am …

§ 1 Vertragsgegenstand

Im Grundbuch des Amtsgerichts … (Ort für … (Gemarkung) .Blatt … sind die Eheleute E als Eigentümer in Gütergemeinschaft des dort vorgetragenen Anwesens FlstNr. … eingetragen. Der Grundbesitz ist in Abt. II unbelastet. In Abt. III ist eine Buchgrundschuld über 50 000 € zugunsten der … (Bank) eingetragen.

Vertragsgegenstand ist das vorbezeichnete landwirtschaftliche Anwesen mit dem gesamten Grundbesitz und allen darauf errichteten Gebäuden, dem landwirtschaftlichen Betrieb mit allen Aktiven und Passiven einschließlich des gesamten lebenden und toten landwirtschaftlichen Inventars, der vorhandenen Lebensmittel, Futter- und Erntevor​räte.

Sollten dem Übergeber noch weitere Grundstücke, Grundstücksanteile oder den landwirtschaftlichen Betrieb betreffende Rechte gehören, die in dieser Urkunde nicht aufgeführt sind und auch nicht ausdrücklich zurückbehalten wurden, sollen auch diese mitübergeben sein. Der Erwerber wird unter Befreiung von § 181 BGB bevollmächtigt, alle Erklärungen abzugeben, die zum Eigentumsübergang auf den Erwerber erforderlich oder zweckdienlich sind. Die Vollmacht erlischt nicht durch den Tod des Übergebers.

Die Übergabe erstreckt sich nicht auf die persönliche Habe des Übergebers, insbesondere nicht auf dessen Hausrat und Mobiliar.

§ 2 Übergabe und Auflassung

Die Eheleute E

– im folgenden kurz „Übergeber“ genannt –

übergeben hiermit den vorbezeichneten Vertragsgegenstand mit allen Rechten und Pflichten an

ihren Sohn, Herrn S

– im folgenden kurz „Erwerber“ genannt –

zum Alleineigentum.

Die Vertragsteile sind über den Eigentumsübergang einig und bewilligen und beantragen die Eintragung der Rechtsänderung in das Grundbuch.

Die Eintragung einer Auflassungsvormerkung gem. § 883 BGB wird bewilligt, aber vorerst nicht beantragt.

Auch hinsichtlich der beweglichen Gegenstände, die nicht durch die Auflassung auf den Erwerber übergehen, sind die Vertragsteile über den Eigentumsübergang einig. Mitübergebene Rechte und Forderungen werden an den Erwerber mit Wirkung vom Tag der Besitzübergabe an abgetreten.

§ 3 Gewährleistung

Besitz, Nutzungen und Lasten sowie die Gefahr des zufälligen Untergangs oder der zufälligen Verschlechterung gehen mit Wirkung vom … auf den Erwerber über. In sämtliche betriebliche Dauerschuldverhältnisse und sonstige betriebliche Rechte und Pflichten tritt der Erwerber anstelle des Übergebers mit Wirkung vom Tag der Besitzübergabe an ein.

Alle ab heute fällig werdende Erschließungs- und Anliegerkosten, auch für bereits ganz oder teilweise fertiggestellte, aber noch nicht abgerechnete Anlagen, hat der Erwerber zu tragen. Der Übergeber versichert, dass alle in Rechnung gestellten Erschließungs- und Anliegerkosten bezahlt sind.

Der Übergeber haftet für ungehinderten Besitz- und Eigentumsübergang sowie für die Freiheit von grundbuchmäßigen Belastungen, soweit diese nicht ausdrücklich vom Erwerber übernommen werden.

Der Übergeber haftet auch dafür, dass Rückstände an Grundsteuern und sonstigen öffentlichen Abgaben und Steuern nicht bestehen.

§ 4 Leibgeding

Der Erwerber gewährt seinen Eltern als Berechtigte in Gütergemeinschaft je auf deren Lebensdauer ein unentgeltliches Leibgeding bestehend aus:

 1.
einem Wohnungsrecht, wonach die Übergeber berechtigt sind, die Wohnung im ersten Obergeschoss des Hauses auf Flst.Nr. … bestehend aus Wohnzimmer, Schlafzimmer, Küche, Bad/WC und Flur ausschließlich zu benutzen sowie die gemeinschaftlichen Anlagen und Einrichtungen, insbesondere Keller, Speicher Hof und Garten mitzubenützen.

 2.
Gewährung einer anderweitigen standesgemäßen Wohnung auf dem Anwesen für den Fall der Zerstörung des Wohngebäudes.

 3.
Übernahme der Kosten für Schönheitsreparaturen, Strom, Wasser, Heizung, Kaminkehrer, Müllabfuhr, Kanalbenützung und ähnliche öffentliche Gebühren.

 4.
Verköstigung am Familientisch gemeinsam mit dem Erwerber mit Speisen und Getränken zu allen Mahlzeiten, wie sie der Erwerber selbst genießt, erforderlichenfalls passende Kranken- oder Diätkost. Die einzelnen Mahlzeiten sind bei Krankheit und Gebrechlichkeit den Übergebern auf deren Wunsch in deren Wohnräume oder an das Bett zu bringen. Neben der Tischkost haben die Übergeber das Recht, von den im Anwesen jeweils vorhandenen Lebensmitteln und dem Haustrunk nach Belieben zum eigenen Verbrauch und Verzehr zu nehmen.

 5.
Wart und Pflege der Übergeber bei Krankheit und Gebrechlichkeit, solange dies im übergebenen Anwesen durchgeführt werden kann und dem Erwerber zumutbar ist. Zumutbar ist die Wart- und Pflegeleistung, wenn der gesundheitliche Zustand des Berechtigten Pflege- und Betreuungsleistungen im Rahmen der Pflegestufe I gem. § 15 Abs. 1 Ziff. 1 des PflegeVG erfordert. Danach liegt Pflegebedürftigkeit in der Stufe I vor, wenn der Übergeber bei der Körperpflege, der Ernährung oder der Mobilität für wenigstens zwei Verrichtungen aus einem oder mehreren Bereichen mindestens einmal täglich der Hilfe bedarf und zusätzlich mehrfach in der Woche Hilfe bei der hauswirtschaftlichen Versorgung benötigt. Soweit der Übergeber für vom Erwerber verlangte und tatsächlich erbrachte Wart- und Pflegeleistungen einen Anspruch auf Pflegegeld hat, kann der Erwerber diese Wart- und Pflegeleistungen verweigern, bis ihm das anteilige Pflegegeld ausgekehrt wird.

 6.
Übernahme der Krankheitskosten der Übergeber, soweit diese nicht von der Krankenkasse getragen werden.

 7.
Versorgungszahlungen in Höhe von … monatlich, an jedem Monatsersten im Voraus zahlbar, erstmals an dem auf die Übergabe folgenden Monatsersten. Die Rente des Übergebers aus dem Gesetz über die Altershilfe für Landwirte und sonstige Rentenansprüche werden auf die geschuldeten Versorgungszahlungen nicht angerechnet. Die monatliche Versorgungszahlung erhöht oder ermäßigt sich um denselben Prozentsatz, um den sich der Verbraucherpreisindex für Deutschland auf der Basis 2005 = 100 gegenüber dem ersten Fälligkeitsmonat verändert, erstmals bei einer Indexänderung um 10% und jeweils erneut, wenn eine weitere Indexänderung um 10% eintritt, von dem auf das Anpassungsverlangen folgenden Monatsersten an. Darüber hinaus kann jeder Beteiligte eine Anpassung in entsprechender Anwendung des § 323 ZPO verlangen, wenn durch die Änderung der wirtschaft​lichen Verhältnisse der standesgemäße Unterhalt der Übergeber oder des Erwerbers nicht mehr gewährleistet ist. Ein höherer Geldbedarf durch den Aufenthalt in einem Alters- oder Pflegeheim berechtigt die Übergeber nicht zu einem Änderungsverlangen gem. § 323 ZPO. Soweit der Sozialhilfeträger für Alters- oder Pflegeheimkosten die Geschwister des Erwerbers in Anspruch nimmt, ist dieser verpflichtet, seine Geschwister (anteilig?) freizustellen.

 8.
Erledigung der Geschäfte des täglichen Lebens und Übernahme der Fahrten zur gesundheitlichen Versorgung und zur Freizeitgestaltung, sofern der Übergeber nicht über ein eigenes Fahrzeug verfügt.

 9.
Übernahme der Kosten der standesgemäßen und ortsüblichen Beerdigung, für die üblichen Gottesdienste, die Errichtung eines Grabmales und die Grabpflege. Zahlungen durch Sterbegeldversicherung gebühren dem Erwerber.

10.
Die Leistungen verringern sich durch den Tod eines Berechtigten nicht.

11.
Die Grundbucheintragung des zu Ziff. 1 bestellten Wohnungsrechtes an Flst.Nr. … als beschränkte persönliche Dienstbarkeit und die Sicherung der zu Ziff. 2–8 bestellten Rechte am gesamten übergebenen Grundbesitz durch Reallast, hinsichtlich der Versorgungszahlungen gem. Ziffer 7 in Höhe des wertgesicherten Ausgangsbetrages, jedoch ohne die Anpassungsmöglichkeit gem. § 323 ZPO, zu Gunsten der Übergeber wird bewilligt und beantragt, und zwar gem. § 49 GBO als Leibgeding zugunsten der Eheleute E mit dem Vermerk, dass zur Löschung der Nachweis des Todes des Berechtigten genügt.

§ 5 Schuldübernahme

Der Erwerber übernimmt anstelle des Übergebers die an dem Vertragsgegenstand in Abt. III des Grundbuches eingetragene Grundschuld über 50 000 € in dinglicher Haftung sowie die zugrundeliegende Schuldverpflichtung in Höhe von … (Betrag) zur ferneren Verzinsung und Rückzahlung mit allen aus der Bestellungsurkunde und dem Darlehensvertrag sich ergebenden Verpflichtungen. Die befreiende Schuldübernahme erfolgt mit sofortiger Wirkung mit dem zu diesem Zeitpunkt gegebenen Stand der Darlehensverbindlichkeit. Die Zins- und Zahlungsbestimmungen sind dem Erwerber bekannt.

Entstandene Eigentümerrechte und Rückgewährungsansprüche werden entschädigungslos auf den Erwerber mit dessen Zustimmung übertragen; die Umschreibung im Grundbuch wird bewilligt. Die befreiende Schuldübernahme wird dem Gläubiger durch Übersendung einer begl. Abschrift dieser Urkunde mitgeteilt. Die gem. §§ 415 ff. BGB erforderliche Genehmigung werden die Vertragsteile selbst einholen. Auf das Erfordernis der Änderung der Zweckbestimmungserklärung wurde hingewiesen.

§ 6 Geschwisterabfindung

Die Übergabe des Anwesens erfolgt zum Ertragswert gem. § 2312 BGB.

Der Erwerber verpflichtet sich, an seine Schwester Frau T in Anrechnung auf deren Pflichtteils- und Pflichtteilsergänzungsansprüche nach ihren Eltern einen Betrag in Höhe von 30 000 € bis zum … ohne Beilage von Zinsen auszuzahlen. Auf dingliche Sicherung wird verzichtet. Wegen dieser Abfindungszahlung verzichtet T auf die Geltendmachung von Pflichtteils- und Pflichtteilsergänzungsansprüchen hinsichtlich des vertragsgegenständlichen Anwesens. Die Übergeber und der Erwerber nehmen diesen Verzicht an.

Hinsichtlich des den Übergebern verbleibenden Vermögens behält sich T ihre Pflichtteilsansprüche vor. Eine Ausgleichungspflicht des Erwerbers gem. § 2050 BGB wird ausgeschlossen.

§ 7 Zwangsvollstreckungsunterwerfung

Der Erwerber unterwirft sich wegen der in dieser Urkunde eingegangenen und übernommenen Zahlungsverpflichtungen der sofortigen Zwangsvollstreckung aus dieser Urkunde in sein gesamtes Vermögen. Hinsichtlich der übernommenen Grundschuld übernimmt der Erwerber für den Eingang des Grundschuldbetrages einschließlich Zins- und Nebenleistungen die volle persönliche Haftung und unterwirft sich auch insoweit der sofortigen Zwangsvollstreckung aus dieser Urkunde in sein gesamtes Vermögen. Der Gläubiger ist berechtigt, sich jederzeit eine vollstreckbare Ausfertigung dieser Urkunde ohne Fälligkeitsnachweis auf Kosten des Erwerbers erteilen zu lassen und den Erwerber aus der persönlichen Haftung schon vor der Vollstreckung in den Pfandbesitz in Anspruch zu nehmen.

§ 8 Rücktritt
1.
Die Übergeber, als Berechtigte in Gütergemeinschaft sind berechtigt, von dem schuldrechtlichen Teil dieses Vertrages zurückzutreten und die Rückauflassung des Vertragsgegenstandes zu verlangen, wenn der Erwerber vor dem Übergeber verstirbt, ohne dass das Eigentum an dem Vertragsgegenstand ausschließlich auf leib​liche Abkömmlinge des Erwerbers übergeht.

2.
Für geleistete Dienste, wiederkehrende Zahlungen und für die Benutzung des Vertragsgegenstandes ist keine Vergütung zu entrichten. Tilgungen und geleistete Zinsen werden nicht ersetzt.

3.
Werterhöhende Investitionen sind dem Erwerber zu dem im Zeitpunkt der Rückübertragung bestehenden Zeitwert zu ersetzen. Eine Ersatzpflicht scheidet aus, wenn die Investitionsmaßnahmen ohne Zustimmung des Übergebers erfolgt sind oder auf der eigenen Arbeitsleistung des Erwerbers beruhen. Grundpfandrechte hat der Übergeber nur insoweit zu übernehmen, als sie gegenwärtig bestehen oder Verbindlichkeiten sichern, zu deren Erfüllung der Übergeber ver​pflichtet ist und im Rang vor der nachstehend bestellten Rückauflassungsvor​merkung eingetragen sind. Die durch die Rückübertragung entstehenden Kosten hat der Übergeber zu tragen. Im übrigen gelten die gesetzlichen Rücktrittsbestimmungen.

4.
Der Rücktritt kann nur durch notarielle Beurkundung oder schriftliche Erklärung gegenüber den Gesamtrechtsnachfolgern des Erwerbers ausgeübt werden. Das Rücktrittsrecht ist weder vererblich noch übertragbar, es sei denn, dass es zu Lebzeiten eines Berechtigten ausgeübt wurde.

5.
Zur Sicherung des aufschiebend bedingten Rückerwerbsanspruches bestellt der Erwerber zu Gunsten des Übergebers als Berechtigte in Gütergemeinschaft eine Rückauflassungsvormerkung gemäß § 883 BGB an dem Vertragsgegenstand und bewilligt und beantragt die Eintragung im Grundbuch im Rang nach den bestehenden und in dieser Urkunde eingeräumten Rechten. Die Rechts​wirkungen der Vormerkung sind auf die Lebensdauer eines jeden Berechtigten begrenzt.

6.
Sofern bei Eintritt der in Ziff. 1) vorbezeichneten Bedingung der Übergeber von seinem Rücktrittsrecht Gebrauch macht, verpflichten sich die Beteiligten schon heute als echten Vertrag zugunsten Dritter gem. § 328 Abs. 1 BGB, der jeweiligen Ehefrau des Erwerbers ein in der Ausübung unentgeltliches Wohnungsrecht auf deren Lebensdauer in den Wohnräumen des Erwerbers im Erdgeschoss des 
Bauernhauses einzuräumen, wobei die Berechtigte von allen Nebenkosten befreit ist. Das Wohnungsrecht ist im Grundbuch dinglich zu sichern.

§ 9 Hinweise

Die Vertragsteile wurden vom Notar hingewiesen auf die

a)
Voraussetzungen für den Eigentumsübergang,

b)
Beurkundungspflicht für alle getroffenen Vereinbarungen,

c)
mögliche Schenkungsteuerpflicht,

d)
Haftung des Grundbesitzes für öffentliche Lasten und Abgaben,

e)
gesamtschuldnerische Haftung der Beteiligten für Kosten und Steuern unbeschadet der im Innenverhältnis getroffenen Vereinbarungen,

f)
landesrechtlichen Leibgedingsbestimmungen und die

g)
erforderliche Genehmigung gem. § 2 GrdstVG.

§ 10 Kosten und Steuern

Die Kosten dieser Urkunde und des Vollzuges trägt der Erwerber, etwa anfallende Schenkungsteuern trägt jeder Empfänger für seinen Erwerb.

§ 11 Ausfertigung und Abschriften

Von dieser Urkunde erhalten die Vertragteile und das Grundbuchamt je eine Ausfertigung, das Zentralfinanzamt (Schenkungsteuerstelle) eine bgl. Abschrift, das Finanzamt (Grunderwerbsteuerstelle) und das Landratsamt (Grundstücksverkehrstelle) eine einfache Abschrift.
















